
JÜRGEN ANGELOW

PRÜFUNG «NICHT BESTANDEN!»

Der weiträumige und zeitlich unbegrenzte Wechsel der ost-
deutschen Eliten nach 1990 war und ist ein historischer Feh-
ler und beileibe kein Erfordernis der «friedlichen Revolution». 
Er wird immer wieder durch aktuelle Statistiken gestützt,1 die 
allerdings weitgehend folgenlos bleiben. Die ihm zugrunde 
liegenden Interessen und Impulse sind sehr vielfältig, sie be-
stehen bis heute fort.

Wenn hier von Eliten die Rede ist, sind Funktionseliten ge-
meint. Die Forschung unterscheidet Macht- und Funktions-
eliten, die sich in Teileliten aufgliedern lassen.2 Allgemein ist 
an eine Elitenposition Entscheidungskompetenz gekoppelt, 
also die Übernahme von Verantwortung, ebenso auch die 
Möglichkeit, soziale Orientierung anzubieten, Perspektiven 
zu vermitteln und das Klima einer Gesellschaft zu prägen. 
Neben der funktionalen Bedeutung besitzen Eliten auch die 
Möglichkeit, strategisch zu handeln und als Vorbild zu wir-
ken.3 Eliten sind gegenüber der Bevölkerung durch starke in-
nere Interaktionen, gemeinsame Werte und auch durch be-
stimmte Privilegien charakterisiert.4

Eliten werden auch nach ihrem Besitz an «sozialem Kapital» 
definiert. Damit ist die Gesamtheit der aktuellen und poten-
ziellen Ressourcen gemeint, die mit der Teilhabe am Netz 
sozialer Beziehungen gegenseitigen Kennens und Aner-
kennens verbunden sein können.5 Soziales Kapital ist Bezie-
hungskapital, es bietet für die bzw. den Einzelne*n einen Zu-
gang zu den Ressourcen des sozialen und gesellschaftlichen 
Lebens wie Unterstützung, Hilfeleistung, Anerkennung, 
Wissen und Verbindungen bis hin zum Finden von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen. 

Soziales Kapital ist von außerordentlicher Wichtigkeit für das 
Funktionieren von sozia len Netzwerken und auch für den 
Spielraum, den der bzw. die Einzelne in diesen Netzwerken 
besitzt. Es ist eintauschbar und reproduziert sich über Trans-
aktionen, wie gegenseitige Geschenke, Gefälligkeiten, Besu-
che und Ähnliches. Da es sich um vertraglose Austauschbe-
ziehungen handelt, besteht ein hohes Schwundrisiko, falls 
sich die Transaktionsbedingungen ändern, etwa im Falle 
von politisch-sozialen Umbrüchen. Dann können Beziehun-
gen entweder abreißen oder wertlos werden. Anerkennung 
für bestimmte Leistungen oder Haltungen in einem System 
können bei veränderten Wertmaßstäben in einem anderen 
System direkt ins Gegenteil umschlagen. Die Entwertung 
des ostdeutschen Sozialkapitals hat beim Vereinigungspro-
zess eine entscheidende Rolle gespielt.

Obwohl der Begriff Eliten in einer anti-elitären Gesell-
schaft mit egalitärer Vision umstritten war,6 hat es na-
türlich auch in der DDR Eliten gegeben. In Bezug auf 
die DDR ist von einer relativ kleinen Machtelite, beste-
hend aus den Spitzenfunktionär*innen des SED-Appara-
tes und der Blockparteien sowie den höchsten staatlichen 
Funktionsträger*innen, und von einer sozialistischen Funk-
tionselite die Rede, die gegen Ende ihrer Existenz auf rund 
250.000 Personen beziffert werden kann und einen Teil der 
«Nomenklatur» des SED-Systems sowie die Leitungskader 
umfasste.7 Erweitert man den Begriff und zählt alle «Nomen-
klaturkader» hinzu, kommt man auf rund 340.000 Personen. 
Wenn auch die mittleren und unteren Funktionär*innen der 
Parteien und Massenorganisationen, des Staates, der Kul-
tur und Wirtschaft hinzutreten, dann zählten etwa 1,5 Millio-
nen Personen zur sozialistischen Funktionselite. Von ihrem 
Schicksal ist hier die Rede.

WER GEHÖRTE ZUR FUNKTIONSELITE 
IN DER DDR?

Der Anfang Oktober 1989 auf den Leipziger Montagsde-
monstrationen skandierte Ruf «Wir sind das Volk!» mar-
kierte den Bruch zwischen dem Volk und den Mächti-
gen, die sich vom Volk isoliert hatten. Die Absage richtete 
sich an die Herrschaftselite der DDR, die auf rund 500 bis 
600 Personen beziffert wird und deren Führungskern etwa 
40 Personen umfasste.8 Mit der Parole waren aber nicht je-
ne Hunderttausende gemeint, die in der DDR Führungsver-
antwortung innehatten und als Ärzt*innen, Lehrer*innen, 
Ingenieur*innen, Wissenschaftler*innen, Jurist*innen oder 
Offizier*innen selbst zum DDR-Volk gehörten. Ein Teil dieser 
Führungsgruppen war traditionellen sozialen Milieus ver-
haftet, die als ideologiefern galten, etwa Ärzt*innen, ein Teil 
der Professor*innen und der technischen Intelligenz sowie 
die Pfarrer*innen. Sie definierten Bildung als Fundament ih-
res kulturellen Selbstverständnisses und ihrer Elitezugehö-
rigkeit. Andere Gruppen, vor allem die Multiplikatoren und 
Exekutoren des Herrschaftsapparates, waren ideologisch af-
finer.9 Macht- und Funktionseliten waren in der DDR nicht 
identisch, ihr Verhältnis war differenziert. Es schloss Nähe 
und Entfernung gleichermaßen ein. Peter Hübner beschreibt 
diesen Zusammenhang als eine «spannungsgeladene Sym-
biose». Die Systemloyalität der Funktionselite ist allerdings 
eine idealtypische Konstruktion. In der Realität war sie oft-
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mals weniger ausgeprägt, gerade bei der Gruppe der hoch 
qualifizierten Fachangestellten in politikferneren Bereichen 
und auch bei systemkritischen Vertreter*innen in Politik, Me-
dien und Verwaltungen. Zum anderen ist sie auch in demo-
kratischen Staaten eine Voraussetzung für den Aufstieg in 
höhere Positionen des Öffentlichen Dienstes oder für eine Er-
nennung zum Beamten bzw. zur Beamtin,11 also nicht von 
vornherein verurteilenswert.

DAS ENDE DER OSTDEUTSCHEN 
FUNKTIONSELITE

Bei der Ablösung der ostdeutschen Eliten nach 1989 sind 
frühere historischen Erfahrungen unbeachtet gelassen wor-
den, die auf Arrangements zwischen «alten» und «neuen» 
Eliten abzielten. Eine entsprechende Bereitschaft zum Ar-
rangement hatte aufseiten der ostdeutschen Funktionseliten 
bestanden. Mit der Idee einer Wiedervereinigung in Frieden 
und Freiheit, wie sie die Demonstrationen des Spätherbst 
1989 bestimmte, war zunächst eine riesige Aufbruchshoff-
nung in Ostdeutschland verbunden, die auch große Teile 
der Eliten erfasste. Die nach dem Mauerfall am 9. Novem-
ber 1989 gewonnene Reisefreiheit erschloss Möglichkeiten 
der beruflichen und privaten Selbstverwirklichung, die weni-
ge Wochen zuvor noch undenkbar waren. Befreit von politi-
scher Gängelung, schien nun die Möglichkeit zu bestehen, 
Talente und Anlagen auszubauen sowie kreative Potenziale 
freizusetzen, die im alten System oftmals kanalisiert worden 
oder weniger gefragt waren. Andererseits führte der nun ein-
geleitete gesellschaftliche Wandel bereits sehr frühzeitig zu 
einer scharfen Polarisierung der ostdeutschen Gesellschaft, 
zu einer sich später noch verstärkenden Entsolidarisierung 
und zu einem enormen Anpassungsdruck, dem vor allem die 
Vertreter*innen der bisherigen Eliten ausgesetzt waren.

Führende Vertreter*innen des SED-Staates hatten – nach 
dem Sturz Erich Honeckers am 18. Oktober 1989 – ihren Hut 
nehmen müssen. Die Rücktritte erfassten am 3. Dezember 
schließlich das gesamte Politbüro und ZK der SED. Bereits 
zwei Tage zuvor war der Führungsanspruch der SED aus der 
DDR-Verfassung gestrichen worden. Von Oktober bis De-
zember 1989 vollzog sich parallel hierzu die erste Elitentrans-
formation. Insgesamt schieden in diesem Zeitraum 57 Pro-
zent der ehemaligen Inhaber*innen von Spitzenpositionen 
aus ihren Ämtern aus, das waren 454 Personen.12 Mit die-
sem Akt war das Gros der Machtelite der DDR ausgeschaltet 
und die symbiotische Beziehung zwischen ihr und den Funk-
tionseliten zerrissen.

In der Regierungszeit Hans Modrows ab dem 13. November 
1989 hatte es einen zweiten Schub von Umstrukturierungen 
innerhalb der DDR-Eliten mit dem Ziel gegeben, sich der Dy-
namik der gesellschaftlichen Entwicklung anzupassen. Be-
troffen war vor allem die Exekutive, und den Anfang mach-
te die Staatssicherheit, die im Zentrum der Bürgerproteste 
gestanden hatte. Auf Drängen des seit dem 7. Dezember 
einberufenen Zentralen Runden Tisches, der der Modrow-
Regierung durch Einbindung von Vertreter*innen der oppo-
sitionellen Neugründungen eine stärkere Legitimationsbasis 
verlieh, wurde das Ministerium für Staatssicherheit durch 
den DDR-Ministerrat am 14. Dezember 1989 aufgelöst. Zum 

31. März 1990 waren alle Mitarbeiter*innen des Staatssi-
cherheitsdienstes entlassen, sofern sie nicht noch für die Er-
schließung der Akten ihres abgewickelten Ministeriums ge-
braucht wurden. Auch viele Funktionär*innen der SED und 
der ehemaligen Blockparteien waren nun gezwungen, sich 
beruflich umzuorientieren. Die Positionen wurden zunächst 
aus der systemkonformen Gegenelite, der zweiten Reihe der 
SED und der Blockparteien rekrutiert, nach den Volkskam-
merwahlen im März 1990 und der Bildung der Regierung un-
ter Lothar de Maizière auch aus dem Bereich der systemkriti-
schen Gegenelite der Bürgerrechtsbewegung.

Der unter de Maizière eingeleitete dritte Transformations-
schub betraf führende Positionen in Wirtschaft und Militär, 
unter anderem die Kombinatsdirektoren und die Generalität 
der Nationalen Volksarmee.13 Den Abgängen standen nur 
wenige oder gar keine Neuzugänge gegenüber, sodass sich 
bald Vakanzen ergaben. Festzuhalten bleibt, dass zum Ende 
der DDR die ehemalige Machtelite ausgeschaltet und zen-
trale Positionen der Funktionselite bedeutend geschwächt 
waren. Damit war die Forderung der Demonstrant*innen in 
der Phase der friedlichen Revolution «Wir sind das Volk!» er-
füllt. Es ergab sich nun die Möglichkeit, die verbleibenden 
Vertreter*innen der DDR-Funktionselite zu integrieren, den 
ostdeutschen Elitenpool weiter für Seiteneinsteiger*innen 
offenzuhalten und eine innere Verbindung der erneuerten 
ostdeutschen mit den westdeutschen Eliten herbeizuführen.
Hierfür waren im Einigungsvertrag wichtige Vorentschei-
dungen getroffen worden. Diese erwiesen sich in der Praxis   
allerdings als weitgehend wertlos. So hatte die Regierung 
Lothar de Maizière dem Problem der Entwertung ostdeut-
scher Bildungsabschlüsse mit dem Einigungsvertrag entge-
gengesteuert, dessen Artikel 37, Absatz 1 die Feststellung 
der Gleichwertigkeit der entsprechenden Diplome in Aus-
sicht stellte. Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Be-
stimmung in einem Grundsatzurteil am 10. Dezember 1997 
präzisiert und die Feststellung getroffen, dass ausgehend 
von der besonderen Situation der Deutschen Einheit eine 
Gleichwertigkeit von Abschlüssen im Sinne des Einigungs-
vertrages auch bei solchen Abschlüssen anzunehmen ist, 
denen Ausbildungsgänge zugrunde liegen, die erhebliche 
fachliche Unterschiede aufweisen.14

Ungeachtet dieser für die ostdeutschen Resteliten insge-
samt günstigen Rechtslage und den erhofften Möglich-
keiten erfolgte der entscheidende Schub der Elitentrans-
formation nach dem Beitritt der ostdeutschen Länder zum 
Grundgesetz. Die Praxis des bundesdeutschen Rechtsstaa-
tes zeigte, dass das Vertrauen in den Einigungsvertrag nach-
träglich keine realpolitische Grundlage mehr besaß. Von 
den Abwickelungen und Entlassungen waren nicht nur die 
Vertreter*innen der «alten» Elite, sondern auch diejenigen 
der systemkonformen und die der systemkritischen Gegene-
lite betroffen. Dieser personelle Umbruch im ostdeutschen 
Elitengefüge war außerordentlich tief und er wirkt ohne je-
de zeitliche Begrenzung bis heute fort. Es handelt sich also 
nicht um ein lediglich vorübergehendes Phänomen, wie eini-
ge Zeit angenommen worden ist.15
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ge waren aber auch sie stark von sektoralen und einzelbe-
trieblichen Reorganisationen betroffen, etwa im Bereich der 
Bundeswehr, der Wirtschaft, der Verwaltungen, der Justiz 
und der Universitäten. Diese Reorganisationen haben häufig 
zum Verlust von Arbeitsplätzen, zur Herabstufung oder zur 
Befristung, also zur Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen 
geführt19 und bei den ehemaligen DDR-Eliten im Bereich der 
professionell Ausgebildeten die Erfahrung des Benutzt- und 
Weggeworfenwerdens verfestigt.

Sofern diese Vorgänge überhaupt begründet werden muss-
ten, kam hier das Argument spezifischer Qualifikationsanfor-
derungen zum Tragen. So konnten ehemalige Leitungsange-
stellte der Verwaltungen natürlich keine bundesdeutschen 
Berufsabschlüsse vorweisen, insbesondere fehlten ihnen 
die juristischen Examina. Diesen mangelnden Laufbahn-
voraussetzungen hätte abgeholfen werden müssen, um die 
Gleichwertigkeit von Ost- und Westdeutschen auf dem Ar-
beitsmarkt sicherzustellen, wie es dem Geist des Einigungs-
vertrages und dem im Grundgesetz verankerten Prinzip der 
«Chancengleichheit» entsprochen hätte. Dies geschah aller-
dings nicht oder in einem viel zu geringen Ausmaß, um die 
gewünschte Neubesetzung der Führungspositionen im Ver-
waltungsdienst nicht zu gefährden.

Die Folge war, dass die von Ostdeutschen aufgegebe-
nen Positionen in geringerem Maße von ostdeutschen 
Seiteneinsteiger*innen, vor allem aber von nachrücken-
den westdeutschen Bewerber*innen eingenommen wur-
den, die nicht nur die geforderten Qualifikationen besaßen, 
sondern zusätzlich von den inzwischen gut funktionieren-
den Westseilschaften im Bereich der Verwaltungen pro-
fitieren konnten. Die Ostdeutschen landeten in der Ar-
beitslosigkeit, in Umschulungsmaßnahmen, in neuen 
Berufen und in der kleinstbetrieblichen Selbstständigkeit als 
Vertreter*innen für verschiedene Unternehmen, Finanz- und 
Steuerberater*innen, Versicherungsleute, Wachschutzbe-
auftragte, Taxifahrer*innen, Würstchenverkäufer*innen und 
so weiter. Ein großer Teil der ehemaligen DDR-Eliten, gera-
de auch der oberen Dienstklasse, fand sich in einer freibe-
ruflichen oder selbstständigen Tätigkeit wieder, wobei die 
Gründer*innen zwar auf Managementkompetenzen und an-
fänglich auch Netzwerkbeziehungen zurückgreifen konnten, 
allerdings oft ohne oder mit nur geringem Eigenkapital da-
standen und ihre Gründung überhastet, aus Angst vor dem 
sozialen Absturz bzw. Statusverlust betrieben hatten. Oft 
wiesen diese selbstständigen Existenzen keine hohe Über-
lebensdauer auf.

VERHEERENDE FOLGEN  
FÜR DIE POLITISCHE KULTUR

Die sozialen Folgen des Elitenwechsels für die ostdeutschen 
Länder und die politische Kultur der Bundesrepublik insge-
samt sind verheerend: Drei Aspekte scheinen besonders 
relevant zu sein. Durch die Entsorgung der älteren ostdeut-
schen Elitenvertreter*innen der «integrierten Generation», 
auf die die Wiedervereinigung wie eine «Abrissbirne» ge-
wirkt hatte,20 zerbrach der ostdeutsche Generationenzusam-
menhang – im Sinne einer Generationen-umspannenden Er-
zähl- und Unterstützungsgemeinschaft. Dies führte zu einer 

WIE KAM ES ZUM ELITENWECHSEL  
TROTZ EINIGUNGSVERTRAG?

Wo liegen die Ursachen für diese Entwicklung, die mit 
dem Geist des Einigungsvertrages so wenig gemein hat? 
Die Aufbruchs- und Emanzipationshoffnung der Ostdeut-
schen sowie ihre Erwartung einer sozial gesicherten Wei-
terexistenz waren mit dem Wunsch der Westdeutschen 
kollidiert, eigene Führungskräfte im Osten zu implemen-
tieren, um Kontrolle über die neuen Länder zu gewinnen 
und vor allem eigene berufliche Aufstiegschancen wahr-
zunehmen, die ihnen im Westen oft versagt geblieben wa-
ren. Vielfach erfolgte der Elitenwechsel auf den unteren 
Etagen nun im Zusammenwirken von ost- und westdeut-
schen Entscheidungsträger*innen – quasi als «Selbstent-
sorgung» der Ostdeutschen. Vor dem Hintergrund zum Teil 
künstlich verringerter Bedarfe und einer differenzierten Mo-
tivlage, die von Existenzangst bis zu Strebertum reichte, 
übte die verlockende Möglichkeit eine große Anziehungs-
kraft auf potenzielle ostdeutsche Aufstiegswillige aus, sich 
im Berufsleben auskömmlich, wenn auch in untergeordne-
ter Stellung zu verankern, um womöglich später aufzustei-
gen. Sie war allerdings an deren Bereitschaft geknüpft, an-
dere Ostkolleg*innen auszusortieren oder westdeutschen 
Bewerber*innen die gewünschten Positionen zu verschaf-
fen. Was hier an Denunziation und Widerwärtigkeit stimuliert 
und exekutiert wurde, hat alles bis dahin Denkbare in den 
Schatten gestellt und tatsächlich zu einer «Verzwergung» 
vieler Ostdeutscher geführt.16 Nicht immer gingen die Rech-
nungen auf. Viele der «Hilfsbereiten» konnten ihre errunge-
nen Posten nicht langfristig stabilisieren oder waren danach 
beruflich blockiert. Aber wo sie aufging, erfolgte tatsächlich 
so etwas wie eine Elitenvermischung, zulasten anderer Ost-
deutscher, die jene Biegsamkeit nicht aufbrachten.

Die Frage nach dem Verbleib des ostdeutschen Führungs-
personals ist in Abhängigkeit von den jeweiligen Positio-
nen der Betreffenden Mitte der 1990er Jahre statistisch 
erfasst und anschließend beschrieben worden.17 Anne Goe-
dicke unterscheidet eine erste, zweite und dritte Reihe von 
Verantwortungsträger*innen, wobei sich die erste Reihe 
aus den DDR-Spitzenfunktionär*innen und letztere sich aus 
den Kadern der oberen und mittleren Leitungsebene und/
oder hoch qualifizierten, professionell ausgebildeten Ange-
stellten rekrutierten. Während die Spitzenfunktionär*innen 
angesichts ihres meist hohen Alters durch reguläre oder 
vorgezogene Verrentung unspektakulär aus dem Erwerbs-
leben ausgeschieden werden konnten, wurde die Entlas-
sung der Generalität und der obersten Richter*innen mit de-
ren Untragbarkeit wegen «Systemnähe» begründet.18 Eine 
Entlassung der zweiten und dritten Reihe, das heißt einiger 
Offizier*innen, der ökonomischen Abteilungsleiter*innen, 
Bürgermeister*innen, Lehrer*innen, Ingenieur*innen, 
Naturwissenschaftler*innen, Ärzt*innen und Künstler*innen 
war zunächst nicht möglich, sofern man den Betreffenden 
keine Kontakte zum Staatssicherheitsdienst nachweisen 
konnte. Diese Gruppen bildeten eine wichtige Kompetenz-
reserve bei der Übertragung westdeutscher Verhältnisse auf 
die ostdeutsche Gesellschaft. Man griff auf sie zurück, als es 
darauf ankam, das politisch-soziale System der Bundesrepu-
blik in den östlichen Bundesländern zu verankern. In der Fol-
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signifikanten Schwächung zivilgesellschaftlicher Strukturen. 
Die Älteren konnten ihre Biografien nur noch geschönt er-
zählen, verloren jede Möglichkeit, den Jüngeren Unterstüt-
zung zu geben, wurden untereinander entsolidarisiert und 
von den «Jüngeren» zum Teil «überholt». Jana Hensel be-
schreibt das Schicksal der «integrierten Generation» am Bei-
spiel ihrer Eltern, die ihr angehörten: «Unsere Eltern waren 
in keinem Nachwendealltag angekommen. […] Unsere ge-
meinsame Geschichte endete an dem Tag, als die Mauer fiel. 
[…] Unser Band zu ihnen war zu dünn. Es reichte gerade ein-
mal für Verständnis, Rührung und eine ziemliche Portion Mit-
leid. Unsere Eltern […] sind müde und ein bisschen alt für die 
neue Zeit. Sie sind die Sitzenbleiber einer anderen Epoche.»21

Auch die Chancen der nachrückenden «distanzierten»22 bzw. 
«entgrenzten Generation»,23 das heißt derjenigen, die wäh-
rend der deutschen Wiedervereinigung das dritte Lebens-
jahrzehnt noch nicht vollendet hatten, hatten sich nur schein-
bar verbessert. Die Abhängigkeit von ihrer Elterngeneration 
und deren Unterstützungsfunktion war einer neuen Abhän-
gigkeit von externen Entscheidungsträgern gewichen, die 
nach eigener Interessenlage entschieden und oftmals nur 
temporäre Arrangements zuließen. Aufstiegschancen blie-
ben aus, wenn den Betreffenden die habituellen Vorausset-
zungen für eine Aufnahme in den gesamtdeutschen Eliten-
pool fehlten. Um ihre Existenz zu behaupten, klammerten 
sie sich an erreichten Positionen fest, gingen weniger Risi-
ken ein und begingen Karrierefehler. In direkter Konkurrenz 
mit den nachdrängenden westdeutschen Anwärter*innen 
besaßen sie die schlechteren Karten. Daraus folgte Enttäu-
schung, die als ein Ansatzpunkt für politische Radikalisierun-
gen missbraucht werden kann.

Für den Zusammenhalt einer Gesellschaft ist die Inklusion 
aller ihrer Mitglieder nicht unbedingt notwendig. Für dieses 
Vorgehen einer «negativen Integration» gibt es historische 
Beispiele. Das verweigerte Arrangement macht dann Sinn, 
wenn den zunächst Ausgegrenzten die Möglichkeit gegeben 
werden soll, eine Katharsis oder einen Erfahrungswandel 
zu durchleben und in der neuen Gesellschaft anzukommen. 
Dies wird dann kontraproduktiv, wenn ihnen eine Zukunfts-
perspektive dauerhaft verschlossen bleibt. Jemanden 30 
Jahre «vor der Tür stehen zu lassen» wird unweigerlich zu 
Kränkungen führen, die in einer grundlegenden Ablehnung 
des Systems und einer retrospektiven Selbstvergewisse-
rung münden, die notwendig ist, um das eigene emotiona-
le Gleichgewicht wiederzufinden. Geschieht dies massen-
haft, sind kulturelle Distanzierung und eine Radikalisierung 
des politischen Systems naheliegend. Die «politische Klas-
se» der Bundesrepublik will bis heute nicht wahrhaben, dass 
die Wahlerfolge radikalisierter Populisten im Osten auch auf 
die Erfahrung der Enttäuschung vieler Ostdeutscher zurück-
zuführen sind.

Die deutsch-deutsche Geschichte ist miteinander verfloch-
ten. Auch das Thema der Osteliten kann nicht verhandelt 
werden, ohne die Erfahrungen, Interessen und Aktivitäten 
der westlichen Parallelgenerationen in den Blick zu nehmen, 
auf die hier nicht dezidiert eingegangen werden kann:24 Der 
unerwartete schnelle Zerfall der sozialistischen Ordnung 
in der DDR hat den bis dahin mehrheitlich mit Desinteres-
se oder wenig Empathie betrachteten Osten stärker in das 
Blickfeld der westdeutschen Eliten und Aufsteigergruppen 

gerückt. Es bestand das Bedürfnis, bis dahin bestehende 
Asymmetrien sowie Überlegenheitsgefühle zu stabilisieren 
und gleichzeitig strukturelle Probleme der eigenen Arbeits-
welt zulasten der Ostdeutschen auszulagern.

Der anfängliche Wissensvorsprung der westdeutschen Auf-
steigergruppen, ihre große Mobilität, der hohe Grad der in-
neren Vernetzung sowie ihr Prestige haben Anfang der 
1990er Jahre gegenüber der höheren regionalen Kompetenz 
ihrer ostdeutschen Mitbewerber*innen deutlich triumphiert. 
Deren Selbstvertrauen war erschüttert und sollte in der Folge 
durch die «Aufarbeitungsindustrie» immer weiter erschüttert 
werden, ein Überleben schien nur in vergleichsweise sub-
alterner Position sowie in Kooperation mit westdeutschen 
Entscheidungsträger*innen möglich. Das in vergleichbaren 
historischen Situationen (etwa dem Vereinigungsprozess 
von 1864–71) normalerweise vorhandene Erfordernis, auf 
unterlegene oder konkurrierende Elitenvertreter*innen zu-
zugehen, sofern sie integrationswillig und nicht durch kri-
minelles Verhalten diskreditiert waren, bestand nicht. Ob-
wohl selbst die Leibgardist*innen des verbrecherischen 
NS-Systems in der Bundesrepublik mit Nachsicht behandelt 
und zu großen Teilen integriert worden waren, wurden die 
Funktionsträger*innen eines Staates, dessen Länder aus frei-
en Stücken der Bundesrepublik beigetreten waren, unnach-
sichtig verfolgt. Die Pointe dabei ist, dass die nachträglich 
als falsch apostrophierte Nachsicht gegenüber den einen mit 
der nun notwendigen Vorsicht gegenüber den anderen be-
gründet werden kann.

Frei werdende Positionen innerhalb des Elitenpools wurden 
und werden in der Regel mit westdeutschen Vertreter*innen 
besetzt. Misstrauen, habituelle Unverträglichkeiten und 
«Stallgeruch» sowie landsmannschaftliche Affinitäten ge-
ben hierfür den Ausschlag. Da diese Möglichkeit bis heute 
fortbesteht und keine politische Partei bereit ist, dem entge-
genzuwirken, verschiebt sich die Repräsentanz im Osten im-
mer mehr zugunsten Westdeutscher. Davon ist inzwischen 
auch die nach 1975 geborene «3. Generation Ost» betroffen. 
Die Erwartung, dass die Nutznießer*innen und Akteur*innen 
eines Systems bereit sind, bestehende Praktiken zugunsten 
anderer Gruppen zu ändern, ist illusorisch; Egoismus und 
mangelnde Verantwortung für das Ganze haben sie diese 
Prüfung des deutschen Einigungsprozesses nicht bestehen 
lassen. – Eine Änderung ist nicht in Sicht. Sie setzt Durch-
setzungsfähigkeit der einen und Einsichtsvermögen der an-
deren voraus, die beide nicht in Rechnung gestellt werden 
können. Der historische Fehler wird perpetuiert, seine poli-
tisch-kulturellen Folgen sind verheerend.
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